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Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalls gemäß § 196 
Abs. 1 und 2 StGB ist ohne Beanstandungen.

Die Nichtanwendung der außergewöhnlichen Strafmilde­
rung (§ 62 Abs. 3 StGB) auf den schweren Fall der Herbei­
führung eines schweren Verkehrsunfalls (§ 196 Abs. 3 Ziff. 1 
StGB) durch das Bezirksgericht, die in diesem Zusammen­
hang ausgesprochene Freiheitsstrafe sowie der Fahrerlaubnis­
entzug gemäß § 54 StGB sind jedoch gröblich unrichtig.

Das Bezirksgericht sieht in dem zum Unfall führenden 
Fahrverhalten des Angeklagten V. auf Grund des Schuldgra­
des und der eingetretenen schwerwiegenden Folgen keinen 
Raum für die Anwendung der außergewöhnlichen Strafmilde­
rung. Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden.

Richtig ist, daß die Schwere der Tat der entscheidende 
Bewertungsmaßstab für die Bestimmung von Art und Höhe 
der erforderlichen Sanktionen ist. Angesichts der Tatsache, 
daß bei Verkehrsunfällen die Folgen im Zusammenwirken 
vieler Bedingungen von Sachschäden bis zum Tod mehrerer 
Menschen reichen können, kommt dem Grad der Schuld des 
Unfallverursachers besondere Bedeutung zu. Liegt ein schwe­
rer Fall wegen der schweren Folgen nach § 196 Abs. 3 Ziff. 1 
StGB vor und wird nach Prüfung aller Umstände festgestellt, 
daß das zum Unfall führende Verhalten nicht von schwerer 
Schuld gekennzeichnet ist, sind die Voraussetzungen einer 
außergewöhnlichen Strafmilderung zu prüfen.

Feststeht, daß dem Angeklagten V. hätte bewußt sein müs­
sen, daß er bei den zur Tatzeit extrem ungünstigen Sichtver­
hältnissen, bedingt durch Dunkelheit, Regen, Wind, und bei 
dem auf dem nassen Bitumen reflektierenden Licht der 
Scheinwerfer seines Pkw, bei einem plötzlich in seinem Sicht­
bereich auftauchenden Hindernis wegen der von ihm gefahre­
nen Geschwindigkeit von ca. 70 km/h und der festgestellten 
Sichtweite von 20 m zum gefahrlosen Anhalten oder Auswei­
chen absolut nicht in der Lage sein würde. Der gegen ihn 
erhobene Vorwurf, die Fernverkehrsstraße in einer den Sicht­
verhältnissen unangemessenen Geschwindigkeit befahren zu 
haben, ist deshalb richtig. Ebenfalls zutreffend ist, daß der 
Angeklagte den Vertrauensgrundsatz für sich nicht in An­
spruch nehmen konnte, weil er, anders als auf der Autobahn, 
mit plötzlich auftauchenden Hindernissen (Fußgängern, Rad­
fahrern, anderen langsam fahrenden Fahrzeugen oder auch 
einem wegen Ausfalls der E-Anlage haltenden Fahrzeug) auf 
seiner Fahrbahnseite rechnen mußte, zumal er sich unmittel­
bar vor dem Ortseingang M. befand und er zu einer Zeit fuhr, 
die belebten Straßenverkehr einschließt. Die ihm zutreffend 
angelastete, unbewußte Verletzung des § 12 Abs. 1 StVO, die 
zu dem Unfall und den schweren Folgen führte, verlangt ge­
botene strafrechtliche Maßnahmen im Rahmen des § 196 
StGB.

Bei der Beurteilung der dem strafbaren Geschehen zu­
grunde liegenden Schuld darf jedoch nicht unberücksichtigt 
bleiben, daß dem Angeklagten durch das für ihn völlig uner­
wartete Hindernis — er hatte sich dem unbeleuchteten Fuhr­
werk auf ca. 15 m genähert, als er dieses wahrnahm — andere 
als die festgestellten Reaktionen auf der insgesamt 7,2 m brei­
ten Fahrbahn nicht zur Verfügung standen. Die diesem Ver­
halten zugrunde liegende Schuld ist entgegen der Annahme 
des Bezirksgerichts nicht von solcher Schwere, daß sie eine 
Strafe ohne Freiheitsentzug nicht mehr zuläßt.

Es kann dem Bezirksgericht deshalb auch nicht gefolgt 
werden, wenn es die Anwendung der außergewöhnlichen 
Strafmilderung verneint, weil der Angeklagte außer für den 
Tod seiner Ehefrau für den Tod einer weiteren Person sowie 
für die erhebliche Gesundheitsschädigung von drei weiteren 
Personen verantwortlich ist.

Das Urteil des Bezirksgerichts ist überdies unmittelbar 
vor dem Inkrafttreten des 5. Strafrechtsänderungsgesetzes 
ergangen. Es hätte deshalb den in diesem Gesetz enthaltenen 
Grundsatz bereits beachten müssen, daß von Maßnahmen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit abgesehen werden kann, 
wenn durch den schweren Verkehrsunfall eine erhebliche 
Schädigung der Gesundheit oder der Tod eines nahen Ange­
hörigen verursacht wurde (§ 196 Abs. 4 StGB). Dieser Rege­
lung liegt zugrunde, daß Strafmaßnahmen ihren Zweck ver­

lieren, wenn der Täter durch die Folgen seines schuldhaften 
Verhaltens selbst sehr schwer betroffen ist. Schon diese Fest­
stellung hätte das Bezirksgericht erkennen lassen müssen, 
daß die erschwerenden Umstände des § 196 Abs. 3 Ziff. 1 StGB 
nur nach dem Wortlaut des Gesetzes erfüllt sind.

Da so hohe Schuld, die zum Ausspruch einer Freiheits­
strafe zwingen würde, nicht vorliegt und große eigene Be­
troffenheit des Angeklagten besteht, ist aus den dargelegten 
Gründen trotz schwerer Folgen eine Bestrafung gemäß § 196 
Abs. 2 StGB unter Anwendung der außergewöhnlichen Straf­
milderung (§ 62 Abs. 3 StGB) gerechtfertigt.

In Anbetracht, der durch den Verkehrsunfall auch in seine 
persönlichen und familiären Bereiche tief einschneidenden 
Folgen ist zu erwarten, daß für den bisher stets verantwor­
tungsbewußt handelnden Angeklagten die vom Kreisgericht 
erkannte Bewährungsverurteilung eine ausreichende erziehe­
rische Wirkung für ihn hat. Diese Verurteilung trägt auch 
dem Schutzbedürfnis der Bürger im Straßenverkehr in dem 
erforderlichen Maße Rechnung. Unter Beachtung der darge­
legten Umstände des Verkehrsunfalls bedarf es auch nicht des 
Fahrerlaubnisentzuges für den selbst sehr schwer geschädig­
ten Angeklagten.

Für eine Abänderung des kreisgerichtlichen Urteils be­
standen somit, soweit es den Angeklagten V. betrifft, keine 
Voraussetzungen. Das Bezirksgericht hätte den Protest des 
Staatsanwalts für diesen Angeklagten als unbegründet zu­
rückweisen müssen.

Aus den genannten Gründen war das Urteil des Bezirks­
gerichts hinsichtlich des Angeklagten V. in Übereinstimmung 
mit der Auffassung des Vertreters des Generalstaatsanwalts 
der DDR im Schuld- und Strafausspruch aufzuheben und der 
Protest des Staatsanwalts insoweit als unbegründet zurück­
zuweisen.

§§ 95 Abs. 2,125 Abs. 2, 341 StPO.
Für die Anrechnung der Untersuchungshaft beim Vollzug 
einer Freiheitsstrafe gilt als Tag des Beginns der Untersu­
chungshaft der Tag der Zuführung des Verdächtigen, wenn 
zwischen dieser und der vorläufigen Festnahme keine Frei­
lassung mehr erfolgt ist.
OG, Beschluß vom 6. Juni 1989 — 5 OSB 3/89.

Das Bezirksgericht hat die gegen das Urteil des Kreisge­
richts eingelegte Berufung als offensichtlich unbegründet ver­
worfen. Im Rubrum dieses Beschlusses hat das Bezirksgericht 
als Tag des Beginns der Untersuchungshaft den 1. Dezember
1988 angegeben. Durch Berichtigungsbeschluß vom 10. April
1989 wurde gemäß § 183 Abs. 1 StPO dieses Datum dahinge­
hend abgeändert, daß als Beginn der Untersuchungshaft der 
2. Dezember 1988, der Tag der Anordnung der vorläufigen 
Festnahme gemäß § 125 Abs. 2 StPO, gilt.

Die fristgemäß vom Angeklagten eingelegte Beschwerde, 
mit der die ersatzlose Aufhebung des Beschlusses des Bezirks­
gerichts vom 10. April 1989 erstrebt wird, hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat bei seiner Entscheidung nicht beachtet, 
daß bei Zuführung und danach unmittelbar vorgenommener 
vorläufiger Festnahme (§ 125 StPO) eines Bürgers, ohne daß 
dieser zwischendurch nochmals freigelassen wird, ein zusam­
menhängender Zeitraum der Freiheitsbeschränkung vorliegt. 
Aus der Verfügung des Volkspolizeikreisamtes ist ersichtlich, 
daß die Zuführung am 1. Dezember 1988 vorgenommen wurde 
und bis zur vorläufigen Festnahme keine Freilassung mehr 
erfolgte.

Gemäß § 341 StPO wird die gesamte Untersuchungshaft 
beim Vollzug einer Strafe mit Freiheitsentzug angerechnet. Es 
entspricht dem Anliegen des Gesetzes, wenn der Zeitpunkt 
der Zuführung einer verdächtigen Person mit dem Beginn 
seiner vorläufigen Festnahme gleichzusetzen ist, wenn im 
Anschluß daran seine Inhaftierung erfolgt. Das ist vorliegend 
der Fall.

Der Beschluß des Bezirksgerichts vom 10. April 1989 war 
deshalb ersatzlos aufzuheberi.


